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Agrarpolitik und soziale Lage

Bäuerliche Qualitäten – auch im Welthandel!
Über landwirtschaftlichen Zündstoff  in der Handelspolitik – ein Update

von Alessa Hartmann und Berit Thomsen

Mit rund 20 Ländern verhandelt die EU derzeit ehrgeizige Freihandelsabkommen oder hat bereits 

vorläufi ge Abschlüsse vereinbaren können, darunter mit Australien, Neuseeland, Japan, Vietnam, 

Singapur, Indonesien, Mexiko, Kanada und die Mercosur-Länder. Diese Entwicklung gefährdet mas-

siv bäuerliche Strukturen, die Armutsbekämpfung weltweit sowie Umwelt-, Tier- und Klimaschutz. 

Am Beispiel prägnanter Abkommen werden in dem Beitrag die Folgen dieser Handelsagenda skiz-

ziert und die kritische Rolle der Agrarindustrievertreter aufgezeigt. Dieser Entwicklung steht eine 

rege bäuerliche und zivilgesellschaftliche Bewegung entgegen. Ihr Postulat: Die EU-Handelspolitik 

muss und kann sich ändern. Ein Baustein dazu ist der sog. Qualifi zierte Marktzugang – die bäuer-

liche Antwort für eine faire Welthandelspolitik.

Zwischen den USA und der EU funkt es handelspo-
litisch, auch angeheizt durch die Drohung der USA, 
Strafzölle auf EU-Importe zu verhängen. Im Herbst 
2018 fi el erstmalig das Licht der Öff entlichkeit auf ein 
neues Handelsmandat der EU-Kommission: Datiert 
auf den 6. Juni ersucht die EU-Kommission darin den 
EU-Rat, bestehend aus den Wirtschaft s- und Außen-
ministern der EU-Länder, über die Auft eilung der 
jährlichen zollfreien Importquoten von 45.000 Ton-
nen Rindfl eisch, das hormonfrei erzeugt wurde, neu 
verhandeln zu können.¹ Diese Importquote resultiert 
aus einem jahrzehntelangen Handelsstreit zwischen 
der EU und vornehmlich den USA. Der EU-Minister-
rat stimmte diesem Mandat im Oktober zu. 

Die EU hat vor mehr als drei Jahrzehnten den Im-
port von Tieren und Fleisch, die mit Hilfe von Mast-
hormonen gezüchtet worden waren, vollständig ver-
boten. Daraufh in klagten die USA im Verbund mit 
weiteren Ländern vor dem Schiedsgericht der Welt-
handelsorganisation und gewann. Trotzdem hielt die 
EU an ihrem Importverbot für hormonbehandeltes 
Rindfl eisch fest, woraufh in die USA und weitere Län-
der Strafzölle auf EU-Einfuhren erhoben.² Erst viele 
Jahre später, im Jahr 2009, implementierte die EU 
eine Importquote für Rindfl eisch, das ohne Wachs-
tumshormone produziert wurde. Diese Quote, etwas 
mehr als 45.000 Tonnen, teilen sich die Länder USA, 
Neuseeland, Kanada, Australien sowie Uruguay und 
sie ließen im Gegenzug die Strafzölle fallen. Wie die 

Quote künft ig aufgeteilt werden sollen, ist Gegenstand 
der anstehenden Verhandlungen zwischen den USA 
und der EU. Es ist durchgesickert, dass die USA einen 
Löwenanteil von der Quote wollen und zwar 35.000 
Tonnen. Zu befürchten ist, dass die EU sich nun 
auch auf weitere Gespräche im Bereich Agrarhandel 
einlässt und eine Marktöff nung vorangetrieben wer-
den könnte, um weitere amerikanische Strafzölle zu 
vermeiden. Unterstrichen wird dies noch durch die 
Tatsache, dass die EU-Kommission Anfang Oktober 
2018 einen ersten Vorschlag für eine regulatorische 
Kooperation mit den USA vorgestellt hat, der auch 
Lebensmittelsicherheit umfasst.³

Zumindest zeitlich reiht sich dieser handelspoliti-
sche Schritt in die Entwicklung der transatlantischen 
Handelsgespräche ein, die mit einer knapp einseitigen 
»Gemeinsamen Erklärung«⁴ zwischen der EU und den 
USA vom 25. Juli 2018 (ohne eine an sich notwendi-
ge Mandatsgrundlage durch die Mitgliedstaaten) 
begonnen wurden, »um eine neue Phase in den Be-
ziehungen zwischen den Vereinigten Staaten und der 
Europäischen Union einzuleiten«. Darin wird festge-
halten, dass Zölle, Standards und Subventionen auf 
industrielle Produkte (außer Autos) abgebaut und auf 
null zurückgefahren werden sollen. Außerdem sollen 
Handelsbarrieren abgebaut werden, etwa um den So-
jaexport nach Europa anzukurbeln. So werden laut der 
Erklärung »die Märkte für Landwirte und Arbeitneh-
mer geöff net«.

( Schwerpunkt »Landwirtschaft für Europa«
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EU-Japan: Absage an bäuerliche Landwirtschaft

Das Freihandelsabkommen der EU mit Japan (JEFTA) 
soll im Dezember 2018 [stand bei Redaktionsschluss 
noch nicht fest] durch das EU-Parlament ratifi ziert 
werden und dann in Kraft  treten. Es ist davon auszu-
gehen, dass das EU-Parlament JEFTA durchwinken 
wird; jedenfalls empfahlen die Mitglieder im tonan-
gebenden Handelsausschuss am 5. November ⁵ mehr-
heitlich JEFTA zuzustimmen. Im Gegensatz zu CETA 
werden die Parlamente der Mitgliedstaaten nicht mehr 
über JEFTA abstimmen, da ein Investitionsschutzab-
kommen separat verhandelt wird. Laut Analysen von 
Wissenschaft lern des Th ünen-Institutes nimmt durch 
JEFTA die Rohmilchproduktion in Deutschland um 
etwas weniger als ein Prozent zu und in Japan um bis 
zu 3,4 Prozent ab. Insgesamt kann die Agrarproduk-
tion der EU durch dieses Abkommen um 0,7 Prozent 
steigen.⁶ Diese Mengensteigerungen führen jedoch 
nicht automatisch dazu, dass sich das Einkommen der 
Bäuerinnen und Bauern auf den Höfen verbessert. Für 
die Bauern ist es nicht wichtig, dass die Menge steigt, 
sondern sie brauchen mehr Wertschöpfung. Und die ist 
alles andere als sichergestellt. Trotz der Exportorientie-
rung der EU-Agrarpolitik sacken die Preise für die Bau-
ern immer öft er ab. Zudem führt sie auch zu Handels-
abkommen, wie derzeit mit Neuseeland geplant, das 
wohl mehr Milchimporte von dort bringen wird. Auch 
ist zu bemängeln, dass diese Exportmengen in Japan 
bäuerliche Betriebe aus der Erzeugung verdrängen.⁷

Die europäischen Bauernverbände (COPA) haben 
in einer gemeinsamen Pressemeldung mit der Lebens-
mittelindustrie den Handelsausschuss des EU-Parla-
mentes aufgefordert, JEFTA zuzustimmen. Scharfe 
Kritik dagegen äußerten die bäuerlichen und handels-
politischen Organisationen im Netzwerk Gerechter 
Welthandel (NGW)8 und forderten in einem off enen 
Brief alle deutschen EU-Abgeordneten auf, JEFTA im 
Parlament abzulehnen. Dieser Brief wurde von einer 
europäischen Online-Unterschrift enaktion begleitet. 
Im Sommer 2018 haben fast 600.000 Menschen die 
Kampagne von Campact »JEFTA: Unser Wasser im 
Ausverkauf« unterstützt. 

EU-Mercosur: Kampf um Quoten

Nach fast 20 Jahren dauernden Verhandlungen sind 
bei dem Abkommen der EU mit den Mercosur-Län-
dern Argentinien, Brasilien, Uruguay und Paraguay 
die Zollquoten weiterhin umkämpft . Der Mercosur 
möchte Fleisch und andere Agrarprodukte in großen 
Mengen nach Europa importieren, was den Druck auf 
heimische Bäuerinnen und Bauern erhöhen wird.

Bemerkenswert ist die Reaktion etwa der COPA und 
der ländlichen Genossenschaft en (COGECA), die auf-

grund der steigenden Importquoten Alarm schlagen. 
Zu Recht. Nur haben sich eben diese konservativen 
Bauernverbände unisono und uneingeschränkt jah-
relang für die Exportorientierung und Marktöff nung 
in anderen Ländern eingesetzt und entsprechend lob-
byiert. Jetzt fl iegen den Vertretern der Agrarindustrie 
quasi ihre eigenen Forderungen um die Ohren. Bäu-
erinnen und Bauern hingegen haben in den vergan-
genen Jahren gemeinsam mit der Zivilgesellschaft  auf 
die Folgen für Umwelt-, Tierschutz oder auch Men-
schenrechte der Handelspolitik aufmerksam gemacht. 

Die Verhandlungen mit Brasilien verdeutlichen, 
dass beim Feilschen um die Quoten die sozialen und 
ökologischen Folgen der geplanten Steigerung des 
Agrarhandels außen vor bleiben. So erhöhten sich be-
reits in den vergangenen 14 Jahren die brasilianischen 
Rindfl eischexporte um über 700 Prozent. Das Land 
ist weltweit der zweitgrößte Produzent und größte 
Exporteur von Rindfl eisch. Das Wachstum der Rin-
derherden aber führt zu Landkonfl ikten und einer 
massiven Abholzung. 

In der Folge entstanden außerdem jede Menge ille-
galer Schlachthöfe. Angesichts der beklagenswerten 
Zustände in diesen Tierfabriken wäre zu erwarten, 
dass das Assoziationsabkommen strenge Standards 
für den transatlantischen Fleischhandel vorsieht. 
Doch das Gegenteil ist der Fall. 

Die EU selbst brachte einen Artikel über Han-
delserleichterungen in das Kapitel zur Lebensmittel-
sicherheit ein, der eine Beschleunigung der Exportge-
nehmigung für tierische Produkte vorsieht. Danach 
verzichtet das Importland auf Kontrollen einzelner 
Viehbetriebe, wenn das Exportland »ausreichende Ga-
rantien« erbringt, dass diese die Standards des impor-

Brasiliens Zukunft ungewiss

Anfang November 2018 wurde Jair Bolsonaro zum bra-

silianischen Präsidenten gewählt. Er gilt nicht nur als 

homophob, frauenfeindlich und rassistisch, sondern 

außerdem als Neoliberaler, der den Mercosur-Verbund 

allerdings ablehnt. Somit ist derzeit vollkommen 

unklar, wie sich nach seinem Amtsantritt im Januar 

2019 die Verhandlungen um das EU-Mercosur-Abkom-

men entwickeln werden. Klar ist allerdings, dass der 

Druck auf zivilgesellschaftliche Akteure steigen wird. 

So kündigte er unter anderem ein Vorgehen mit militä-

rischer Härte gegen Beschützer des Amazonas-Regen-

waldes und indigene Gruppen sowie die Einschränkung 

entsprechender Aktivitäten internationaler Organisa-

tionen an. Darüber hinaus will er Bergbauaktivitäten in 

Naturschutzgebieten fortan erlauben und das Pariser 

Klimaabkommen aufkündigen.⁹
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tierenden Landes einhalten – eine weltfremde Klausel 
angesichts der notorischen Lebensmittelskandale und 
des chronischen Behördenversagens in Lateiname-
rika, aber auch in Europa. Ferner soll die Häufi gkeit 
der Importkontrollen reduziert werden.¹⁰

Nach der Wahl Jair Bolsonaros zum Präsidenten 
in Brasilien ist unklar, wie es mit den Verhandlungen 
weitergehen wird (siehe Kasten). Deutsche und brasi-
lianische Zivilgesellschaft  stehen aber im engen solida-
rischen Austausch miteinander.

Ein Jahr CETA – Vorgeschmack und Ausblick

Seit September 2017 ist das Handelsabkommen der 
EU mit Kanada vorläufi g in Kraft  (bis auf den Investi-
tionsschutzteil). Ein Jahr ist wenig Zeit, um zu bewer-
ten, was das Abkommen bisher gebracht hat. Trotz-
dem lassen sich einige Entwicklungen im Bereich der 
regulatorischen Zusammenarbeit im Agrarbereich 
feststellen. 

Risikoansatz versus Vorsorgeprinzip

Im Rahmen von CETA wurden von der kanadischen 
Regierung und der EU-Kommission Komitees ge-
gründet, um das Abkommen umzusetzen. In der Kri-
tik stehen die Komitees unter anderem, weil sie nicht 
nur durch Vertreter der EU-Kommission und der ka-
nadischen Regierung besetzt sind, sondern weil auch 
andere Experten hinzugezogen werden können wie 
beispielsweise Vertreter der Wirtschaft . Im Bereich 
Biotechnologie, Sanitäre und Phytosanitäre Standards 
(SPS) und Landwirtschaft  haben sich die Ausschüsse 
bereits getroff en. Es gibt allerdings kaum Informatio-
nen, was bei den Treff en genau besprochen wurde. 
Aber die kanadische Seite beklagte off enbar die Ver-
zögerungen bei der Zulassung von gentechnisch ver-
änderten Organsimen (GVO) in der EU, die Glypho-
satpolitik der EU und pries mit dem wissenschaft li-
chen Risikoansatz den Gegenspieler des europäischen 
Vorsorgeprinzips.¹¹

Das wundert nicht, wenn man sich die Eingaben 
ansieht, die von der Industrie an das Forum für re-
gulatorische Kooperation gegangen sind, das ähnlich 
wie die oben genannten Komitees die Vereinbarun-
gen über regulatorische Zusammenarbeit in die Praxis 
umsetzen soll.¹² Interessensvertreter waren aufgefor-
dert worden, ihre Vorschläge zu regulatorischer Ko-
operation in CETA einzubringen. Daraufh in meldeten 
sich auf kanadischer Seite überwiegend Industriever-
bände wie CropLife (Biotechnologieunternehmen), 
Canadian Meat Council (Fleischwirtschaft ), Canola 
Council of Canada (Agrarindustrie über die gesam-
te Wertschöpfungskette von Raps), Cereals Canada 
(Getreidewirtschaft , z. B. Bayer, Cargill) und die Che-
mistry Industry Association (Chemieindustrie wie 

BASF, Dow) gemeinsam mit dem europäischen Ver-
band European Chemical Industry Council.¹³

Diese pushten wenig überraschend all die Th emen, 
vor denen die Kritiker des Deals gewarnt hatten: Gen-
technik, Glyphosat und einen Angriff  auf das Vorsor-
geprinzip. So klagen Cereals Canada, CropLife und 
die Canadian Canola Growers Association (CCGA), 
dass die mangelhaft en EU-Verfahren zur Zulassung 
von GVOs eine ständige Sorge ihrer Gruppen seien. 
Die Akteure beziehen sich auch konkret auf das Bio-
technologiekapitel in CETA und fordern eine stärke-
re wissenschaft sbasierte (science-based) Kooperation, 
um GVOs in Zukunft  schneller in der EU zulassen 
und einführen zu können.

Das Vorsorgeprinzip wird auch genannt, um sich 
über die Zulassung des umstrittenen Pestizids Glypho-
sat zu beschweren. Außerdem sei eine Nichtverlänge-
rung von Glyphosat mit empfi ndlichen Folgen für die 
kanadische Wirtschaft  verbunden. Entsprechend fällt 
auch die Forderung an das Forum für regulatorische 
Kooperation aus: »Das Forum kann genutzt werden, 
um die Politisierung von regulatorischen Entschei-
dungen bei Produkten zur Pfl anzenproduktion zu 
verhindern, so wie die Entscheidungen, die mit der 
erneuten Genehmigung von Glyphosat zusammen 
hingen.«¹⁴

Diese Agenda bestätigt die schlimmsten Befürch-
tungen der Freihandelskritiker, zeigt sie doch, wie sehr 
Industrievertreter über die regulatorische Koopera tion 
ihre Interessen einbringen können. Es bleibt abzuwar-
ten, wie stark sie tatsächlich Gehör fi nden werden, 
und ob die EU diesem Lobbydruck Stand halten kann.

Handelsgespräche mit Neuseeland und Australien 

begonnen

Die EU-Handelsminister, in Deutschland vertreten 
durch das Wirtschaft sministerium, haben Anfang 
Mai 2018 entschieden: Die EU-Kommission startet 
die Freihandelsgespräche mit Neuseeland ¹⁵ und mit 
Australien.¹⁶ Beide Länder haben ein klares Interesse 
daran, Milch- und Fleischprodukte, allen voran von 
Rindern und Schafen, zu exportieren. Nur im Gegen-
zug zu einer entsprechenden Marktöff nung werden 
sie ihre Märkte für Maschinen, Chemikalien oder ver-
arbeitete Lebensmittel aus Europa öff nen. Auge um 
Auge, Zahn um Zahn. Beide ozeanischen Länder eint 
das Interesse, Milchprodukte und rotes Fleisch nach 
Europa zu exportieren.

Importquoten akkumulieren

Der Druck auf die heimische Landwirtschaft  steigt. 
Mit CETA lässt die EU, wenn auch Deutschland 
dem Abkommen im Bundesrat und Bundestag zu-
stimmt, den jährlichen Import von 50.000 Tonnen 
Rindfl eisch langfristig zollfrei zu. Dazu würden bei 
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einem Abschluss mit den Mercosur-Ländern – zu-
mindest nach derzeitigem Kenntnisstand – weitere 
99.000 Tonnen kommen, plus künft ige Freihandels-
quoten aus Australien und Neuseeland. Das fast fer-
tige EU-Abkommen mit Mexico sieht den zollfreien 
Import von Rindfl eisch in Höhe von 10.000 Tonnen 
vor. Auch der angespannte europäische Milchmarkt 
müsste mit zusätzlichen Milchimporten aus Neusee-
land und Australien rechnen. Das Th ünen-Institut 
geht bei einer vollständigen Handelsliberalisierung 
von einem Produktionsrückgang in Deutschland zwi-
schen 3,3 Prozent und 3,9 Prozent bei Rohmilch aus.¹⁷ 
Spätestens bei dem Handelsabkommen mit Neusee-
land und Australien wird auch die Milchindustrie 
Bedenken äußern, die sich sonst für Freihandel und 
Exportsteigerung stark macht. Die Agrarindustrie und 
ihre politischen Vertreter haben die Handels- und Ex-
portpolitik in eine Sackgasse manövriert. 

Qualifizierter Marktzugang – 

Dumping verhindern

Die Verbraucherschaft  in Deutschland und Europa 
formuliert zunehmend ihre Ansprüche etwa an die 
heimische Tierhaltung. Das hat eine Debatte über den 
Umbau in der Tierhaltung ausgelöst. Die Verbrauche-

rinnen und Verbraucher wollen aber auch kein impor-
tiertes Fleisch auf dem Teller, dessen Produktion zur 
Entwaldung oder Vertreibung von Landlosen geführt 
hat, dessen Schlachtkörper mit Chlor besprüht wurde 
und die Tiere nicht artgerecht gehalten sowie mit Hor-
monen und Gentechnikfutter gemästet wurden. 

Gleichzeitig führen diese Importe auch zu Sozial- 
und Umweltdumping in der europäischen Rinder-
haltung. Die europäische Landwirtschaft  muss vor 
Wirkungen geschützt werden, die qualitative und 
bäuerliche Strukturen zerstören. Dabei kann auch der 
Importpreis eine Rolle spielen, wenn dieser heimische 
bäuerliche Strukturen hier und dort zu unterbieten 
droht. Erforderlich ist daher ein Qualifi zierter Markt-
zugang. Das Konzept wurde vor mehr als einem Jahr-
zehnt von der Arbeitsgemeinschaft  bäuerliche Land-
wirtschaft  (AbL) als eine bäuerliche Antwort für eine 
faire und bäuerliche Welthandelspolitik entwickelt. 

Der Qualifi zierte Marktzugang gibt der EU das 
Recht, bei Importen von Agrarprodukten bestimmte 
Qualitäten einzufordern. Das kann bei Rindfl eischein-
fuhren aus den Mercorsur-Staaten z. B. bedeuten, dass 
bei der Erzeugung und in der Wertschöpfungskette 
Menschenrechte geachtet werden und dass die Tiere 
artgerecht gehalten werden: Weidehaltung hat Vor-
rang und eine Erzeugung soll nicht zur Entwaldung 
oder Vertreibung von Landlosen führen. Die Expor-
teure sind in der Pfl icht, diese Qualitäten einzuhalten 
und entsprechend zu kennzeichnen. Werden diese 
Kriterien nicht eingehalten, kann die EU die Importe 
entweder ablehnen oder eine Abgabe darauf erheben. 
Aus dieser können dann menschenrechtsachtende 
und bäuerliche Strukturen in den jeweiligen Ländern 
gefördert werden. 

Umgekehrt haben alle Länder, die Agrarprodukte 
aus der EU importieren, ebenfalls das Recht, ihre Kri-
terien zu entwickeln. Für Entwicklungsländer kann 
das bedeuten, dass sie zur Armuts- und Hungerbe-
kämpfung ihre heimische Tierhaltung ausbauen und 
weiterentwickeln wollen und deshalb den Schutz vor 
billigen EU-Agrarimporten brauchen. Es reicht längst 
nicht mehr aus, nur über Mengen zu diskutieren. Zi-
vilgesellschaft liche und bäuerliche Organisationen 
sind im Austausch, um Fehlentwicklungen in der 
Handelspolitik aufzuzeigen, Alternativen zu entwi-
ckeln und um bei anstehenden politischen Entschei-
dungen gemeinsam zu agieren.

Das Thema im Kritischen Agrarbericht
 Jürgen Maier: Wer braucht eigentlich globalisierte Agrarmärk-

te? Prozess und Stand der Globalisierung im Agrar- und Ernäh-
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In: Der kritische Agrarbericht 2018, S. 17–20.

Folgerungen & Forderungen

 ■ Aufgrund der europäischen Exportorientierung und 

der entsprechenden Handelsabkommen der neuen 

Generation muss Europa seine landwirtschaftlichen 

Märkte zunehmend und empfindlich für Dumping-

importe öffnen.

 ■ Im CETA-Forum für regulatorische Kooperation pu-

shen Konzernvertreter die Themen vor denen CETA-

Kritiker gewarnt haben: Gentechnik, Glyphosat und 

die Auflösung des europäischen Vorsorgeprinzips.

 ■ Die EU-Handelspolitik hat negative Auswirkungen 

auf die Menschen in den Produktionsländern. Die 

bäuerliche Landwirtschaft in Japan gerät unter 

starken Druck, in den Mercosur-Gebieten führt der 

Anstieg der Produktion für den europäischen Markt 

unter anderem zu Entwaldung und Vertreibung.

 ■ Während die Vertreter der Agrarindustrie für diese 

Handelspolitik lobbyieren, arbeitet eine beständige 

bäuerliche und zivilgesellschaftliche Bewegung für 

einen gerechten Welthandel.

 ■ Bäuerinnen und Bauern wollen Handel, aber zu fai-

ren und klimaverträglichen Bedingungen und ohne 

Berufskolleginnen und -kollegen in anderen Ländern 

zu schaden. Dafür braucht es das Konzept des Qua-

lifizierten Marktzugangs.
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